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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten  Dr. Volker Wissing, Frank Schäffler,
 Dr.  Hermann Otto Solms, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
 – Drucksache 16/7058 –

 Inflationsfördernde Auswirkungen der Politik der Regierungskoalition

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Die  stark  gestiegenen  Lebensmittelpreise,  aber  auch  die  höheren  Heiz-  und
 Energiekosten  haben  zu  einer  erhöhten  Inflationsgefahr  geführt.  Aber  auch  die
 Politik  der  Koalition  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  SPD  hat  einen  nicht
 unerheblichen  Anteil  an  dieser  Entwicklung,  etwa  durch  die  Erhöhung  der
 Mehrwertsteuer um drei Prozentpunkte.

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Inflation  ist  ein  komplexes  ökonomisches  Phänomen,  auf  das  vielfältige  Fakto-
 ren  gleichzeitig  Einfluss  nehmen.  Dazu  gehören  die  Geldpolitik  der  Europäi-
 schen  Zentralbank  (EZB),  lohnpolitische  Entscheidungen  der  Tarifpartner,
 Marktprozesse  und  exogene  Einflüsse  wie  Wechselkurs-  und  Rohstoffpreis-
 schwankungen.  Innerhalb  dieses  kausalen  Gefüges  die  Wirkung  einzelner  wirt-
 schafts-  und  finanzpolitischer  Maßnahmen  zu  bewerten,  ist  nur  in  Ausnahme-
 fällen möglich.

 1.  Welche  Steuern  und  Abgaben  sind  seit  Beginn  der  14.  Legislaturperiode  er-
 höht  worden,  und  wie  hoch  ist  das  Mehraufkommen  aus  den  einzelnen
 Steuer- bzw. Abgabenarten?

 Die  beigefügte  Anlage  enthält  eine  tabellarische  Zusammenstellung  aus  den
 Finanzberichten  der  Bundesregierung  2000  bis  2008  mit  den  Steuerrechtsände-
 rungen  seit  Beginn  der  14.  Legislaturperiode,  die  zu  Steuermehreinnahmen  ge-
 führt  haben.  Eine  Addition  der  einzelnen  Positionen  ist  nur  begrenzt  aussagefä-
 hig,  da  den  einzelnen  Maßnahmen  unterschiedliche  Entstehungsjahre  mit
 teilweise  abweichenden  wirtschaftlichen  Verhältnissen  zugrunde  liegen  und
 deshalb eine geeignete Bezugs- und Vergleichsgröße fehlt.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Wirtschaft  und  Technologie  vom
 30.  November 2007  übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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2.  Bei  welchen  Produktarten  bzw.  Dienstleistungen  liegt  der  Steuer-  bzw.  Ab-
 gabenanteil  über  20,  30,  40,  50,  60  bzw.  70  Prozent,  und  wie  haben  sich  die
 Einnahmen  aus  den  Steuern  bzw.  Abgaben  auf  diese  Produktarten  bzw.
 Dienstleistungen seit 1998 geändert?

 An  Produkte  und  Dienstleistungen  knüpfen  folgende  indirekte  Steuern  an:  Um-
 satzsteuer,  Versicherungsteuer,  Kraftfahrzeugsteuer,  Mineralölsteuer  (seit
 1.  August  2006  Energiesteuer),  Stromsteuer,  Tabaksteuer,  Branntweinabgabe,
 Alkopopsteuer,  Schaumweinsteuer,  Biersteuer,  Kaffeesteuer,  Rennwett-  und
 Lotteriesteuer,  Feuerschutzsteuer.  Wertbezogen  im  Sinne  der  Frage  sind  nur  die
 Umsatz-  und  die  Versicherungsteuer.  Seit  dem  1.  Januar  2007  beträgt  der  allge-
 meine  Umsatzsteuersatz  und  der  Regelsteuersatz  der  Versicherungsteuer
 19  Prozent,  vorher  betrug  er  16  Prozent.  Der  ermäßigte  Umsatzsteuersatz  be-
 trägt seit 1998 unverändert 7 Prozent.

 Eine  Auflistung  des  Steueranteils  für  Produkte  und  Dienstleistungen  ist  nicht
 möglich.  Bei  den  Verbrauchsteuern  verändert  sich  der  Steueranteil  am  Preis
 aufgrund  von  Preisschwankungen  ständig,  da  diese  Steuern  nicht  wie  die  Um-
 satz-  oder  Versicherungsteuer  wertbezogen,  sondern  mengenbezogen  sind.  Seit
 2003  ist  der  Anteil  der  indirekten  Steuern  an  den  gesamten  Steuereinnahmen
 rückläufig  und  wird  sich  nach  Schätzungen  des  Arbeitskreises  „Steuerschät-
 zungen“  in  2007  dem  Anteil  der  direkten  Steuern  annähern  (2007:  Anteil  di-
 rekte  Steuern  am  Steueraufkommen  50,5  Prozent;  indirekte  Steuern  49,5  Pro-
 zent).

 3.  Wie  haben  sich  die  Beiträge  zu  den  einzelnen  Sozialversicherungen  seit
 Beginn  der  14.  Legislaturperiode  entwickelt,  und  wann  werden  nach  An-
 sicht  der  Bundesregierung  die  Beiträge  zu  den  einzelnen  Sozialversicherun-
 gen dauerhaft sinken?

 Der  paritätisch  finanzierte  Sozialversicherungsbeitrag  beläuft  sich  seit  Anfang
 des  Jahres  2007  auf  39,7  Prozent.  Damit  hat  die  Bundesregierung  das  Ziel  be-
 reits  erreicht,  diesen  Beitrag  auf  unter  40  Prozent  zu  senken.  Durch  die  vorgese-
 henen  Änderungen  bei  den  Beitragssätzen  zur  Arbeitsförderung  (Absenkung
 von  4,2  Prozent  auf  3,3  Prozent  zum  1.  Januar  2008)  und  zur  sozialen  Pflege-
 versicherung  (Anhebung  um  0,25  Prozent-Punkte  zum  1.  Juli  2008)  wird  insge-
 samt  der  paritätisch  finanzierte  Sozialversicherungsbeitrag  im  Jahr  2008  per
 Saldo noch einmal reduziert.

 Die Beitragssätze haben sich folgendermaßen entwickelt:

 Arbeitsförd.
 § 341 SGB III

 allgemeine
 Rentenvers.

 Gesetzliche
 Krankenversicherung

 soziale
 Pflegeversicherung

 Jahr  § 241
 SGB V

 § 241a
 SGB V*

 allgemein  zusätzlich für
 Kinderlose*

 1998  6,5 %  20,3 %  13,6 %  1,7 %

 1999  6,5 %  19,5 %*  13,6 %  1,7 %

 2000  6,5 %  19,3 %  13,6 %  1,7 %

 2001  6,5 %  19,1 %  13,6 %  1,7 %

 2002  6,5 %  19,1 %  14,0 %  1,7 %

 2003  6,5 %  19,5 %  14,3 %  1,7 %

 2004  6,5 %  19,5 %  14,2 %  1,7 %

 2005  6,5 %  19,5 %  13,3 %  0,9 %  1,7 %  0,25 %

 2006  6,5 %  19,5 %  13,4 %  0,9 %  1,7 %  0,25 %

 2007  4,2 %  19,9 %  13,9 %  0,9 %  1,7 %  0,25 %

 * nicht paritätisch finanziert
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4.  Für  welche  Produkte  bzw.  Dienstleistungen  sind  seit  Beginn  der  16.  Legis-
 laturperiode die Steuern bzw. Abgaben gesenkt worden?

 Eine  Zuordnung  von  Steuerentlastungen  zu  Produkten  und  Dienstleistungen  ist
 nicht möglich.

 Die  beigefügte  Anlage  enthält  eine  Zusammenstellung  von  Steuerrechtsände-
 rungen  seit  Beginn  der  16.  Legislaturperiode,  die  zu  Steuersenkungen  geführt
 haben.  Hier  sind  beispielsweise  die  Einführung  einer  Steuerermäßigung  bei  der
 Einkommensteuer  für  Renovierungs-,  Erhaltungs-  und  Modernisierungsaufwen-
 dungen  in  Höhe  von  20  Prozent  der  Arbeitskosten  (maximal  jährlich  600  Euro)
 oder  die  Senkung  des  Körperschaftsteuersatzes  von  25  Prozent  auf  15  Prozent
 zu nennen.

 5.  Für  welche  Produkte  bzw.  Dienstleistungen  des  Warenkorbes  sind  die
 Preise  seit  Beginn  der  16.  Legislaturperiode  um  jeweils  wie  viel  Prozent  ge-
 stiegen?

 Verbraucherpreisindizes  nach  Verwendungszwecken  des  Individualkonsums,
 Veränderung  zwischen  Oktober  2005  und  Oktober  2007  in  Prozent,  in  der  Ab-
 grenzung der amtlichen Statistik (61111BM002)

 Verbraucherpreisindex insgesamt  3.6

 Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke  7.5

 Alkoholische Getränke, Tabakwaren  4.2

 Bekleidung und Schuhe  0.6

 Wohnungsmiete, Wasser, Strom, Gas und andere Brennstoffe  3.9

 Einrichtungsgegenstände für den Haushalt  1.7

 Gesundheitspflege  2.3

 Verkehr  3.8

 Nachrichtenübermittlung  –  2.1

 Freizeit, Unterhaltung und Kultur  0.8

 Bildungswesen  33.5

 Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen  4.1

 Andere Waren und Dienstleistungen  3.1

 Gesamt ohne saisonabhängige Nahrungsmittel  3.5

 Saisonabhängige Nahrungsmittel  13.9

 Gesamt ohne saisonabhängige Waren  3.5

 Saisonabhängige Waren  6.9

 Gesamt ohne saisonabhängige Waren und Dienstleistungen  3.6

 Saisonabhängige Waren und Dienstleistungen  4.7

 Gesamt ohne administrierte Preise  3.2

 Administrierte Preise  5.2

 Gesamt ohne Energie und saisonabhängige Nahrungsmittel  3.1

 Gesamt ohne Energie und saisonabhängige Waren und Dienstleistungen  3.2

 Gesamt ohne Energie und administrierte Preise  3.1

 Gesamt ohne Energie, saisonabhängige Waren u. Dienstl., administrierte Preise  2.9

 Gesamt ohne Heizöl und Kraftstoffe  3.8

 Heizöl und Kraftstoffe  0.9
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6.  Welche  von  der  Bundesregierung  seit  Beginn  der  16.  Legislaturperiode
 ergriffenen  Maßnahmen  wirken  sich  nach  Ansicht  der  Bundesregierung
 inflationsfördernd  bzw.  -hemmend  aus,  und  wie  begründet  die  Bundes-
 regierung ihre diesbezügliche Auffassung?

 Inflation  ist  ein  komplexes  ökonomisches  Phänomen,  auf  das  vielfältige  Fakto-
 ren  gleichzeitig  Einfluss  nehmen.  Dazu  gehören  die  Geldpolitik  der  EZB,  lohn-
 politische  Entscheidungen  der  Tarifpartner,  Wettbewerbsverhältnisse  auf  den
 Faktor-  und  Gütermärkten  sowie  exogene  Einflüsse  wie  z.  B.  Wechselkurs-  und
 Rohstoffpreisschwankungen.  Innerhalb  dieses  kausalen  Gefüges  die  Wirkung
 einzelner  wirtschafts-  und  finanzpolitischer  Maßnahmen  isoliert  zu  quantifizie-
 ren,  ist  nur  in  Ausnahmefällen  –  und  selbst  dann  nur  unter  restriktiven  Annah-
 men – möglich.

 Eine  solche  Ausnahme  ist  die  Anhebung  des  Regelsatzes  zur  Umsatzsteuer  zu
 Beginn  dieses  Jahres.  Die  Bundesregierung  prüft  alle  Rechtsetzungsvorhaben
 gemäß  §  44  Abs.  4  GGO  auf  ihre  Preiswirkungen.  Die  Prüfung  ist  mikroökono-
 misch  orientiert  und  bezieht  sich  auf  den  Inhalt  des  Rechtssetzungsvorhabens
 zum  Zeitpunkt  der  Kabinettbehandlung.  Im  Regierungsentwurf  vom  17.  März
 2006  des  „Haushaltsbegleitgesetzes  2006“  wurden  die  Preiswirkungen  der  Um-
 satzsteuererhöhung  folgendermaßen  beurteilt:  „Bei  einer  […]  Überwälzung  der
 Umsatzsteuererhöhung  wäre  mit  einem  Anstieg  des  Verbraucherpreisniveaus
 zu  rechnen.  Eine  vollständige  Überwälzung  ist  aber  aufgrund  der  angespannten
 binnenwirtschaftlichen  Konjunktur  und  des  auf  vielen  Teilmärkten  vorherr-
 schenden scharfen Wettbewerbs unwahrscheinlich.“

 Die  isolierte  Betrachtung  von  Einzelmaßnahmen  vernachlässigt  jedoch  die  In-
 terdependenzen  wirtschafts-  und  finanzpolitischer  Entscheidungen.  So  erfolgte
 die  Umsatzsteuersatzanhebung  zu  Jahresbeginn  auch  mit  dem  Ziel,  die  daraus
 resultierenden  Steuermehreinnahmen  zur  Absenkung  des  Beitragssatzes  zur  ge-
 setzlichen  Arbeitslosenversicherung  zu  verwenden,  deren  Wirkungen  auf
 Wachstum, Beschäftigung und Preise mit in den Blick zu nehmen sind.

 Gesamt ohne Haushaltsenergie  3.2

 Haushaltsenergie (Strom, Gas und and. Brennstoffe)  9.2

 Gesamt ohne Energie  3.3

 Energie (Haushaltsenergie und Kraftstoffe)  6.0

 Waren  4.1

 Verbrauchsgüter  5.9

 Gebrauchsgüter mit mittlerer Lebensdauer  1.0

 Langlebige Gebrauchsgüter  0.8

 Dienstleistungen  3.1

 Gesamt ohne Nettomieten und Nebenkosten  4.0

 Wohnungsmiete (Netto) und Wohnungsnebenkosten  2.3

 Wohnungsmiete (Netto), Altbau vor 1948  2.3

 Wohnungsmiete (Netto), Neubau nach 1948  2.1

 Kfz-Index, insgesamt  3.3

 Verbrauchs- und Gebrauchsgüter ohne nicht Wohnungen gelagerte Güter  1.7
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7.  Haben  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  die  Gesamtheit  ihrer  bisher  in  der
 16.  Legislaturperiode  ergriffenen  finanzpolitischen  Maßnahmen  einen  posi-
 tiven  oder  negativen  Effekt  auf  das  verfügbare  Einkommen  der  Privathaus-
 halte,  und  wie  begründet  die  Bundesregierung  ihre  diesbezügliche  Auffas-
 sung?

 Zur  Entwicklung  der  verfügbaren  Einkommen  gibt  die  Antwort  zu  Frage  8
 Auskunft.  Neben  den  direkten  Steuern  bestimmen  vor  allem  die  wirtschaftlichen
 Rahmenbedingungen  das  verfügbare  Einkommen.  Die  Wirkung  einzelner  wirt-
 schafts-  und  finanzpolitischer  Maßnahmen  auf  die  Rahmenbedingungen  zu  be-
 werten  und  deren  Einfluss  auf  das  verfügbare  Einkommen  zu  quantifizieren,  ist
 nicht möglich.

 8.  Wie  hat  sich  das  verfügbare  Einkommen  der  Privathaushalte  seit  Beginn  der
 16. Legislaturperiode verändert?

 Das  verfügbare  Einkommen  der  privaten  Haushalte  hat  sich  vom  dritten  Quar-
 tal  2005  bis  zum  dritten  Quartal  2007  nominal  um  3,2  Prozent  erhöht  und  real
 um 0,4 Prozent verringert.

 9.  Welche  Sozialleistungen  sind  seit  Beginn  der  16.  Legislaturperiode  erhöht
 bzw.  gekürzt  worden,  und  um  welchen  Betrag  hat  es  sich  dabei  jeweils
 gehandelt?

 Die  Bundesregierung  hat  die  Beschlussempfehlung  des  Deutschen  Bundestages
 (Bundestagsdrucksachen  15/5595  und  15/212)  aufgegriffen  und  einen  Vor-
 schlag  des  Ombudsrates  umgesetzt,  wonach  die  monatliche  Regelleistung  der
 Grundsicherung  für  Arbeitsuchende  nach  dem  SGB  II  auf  ein  einheitliches
 Niveau  von  345  Euro  in  Deutschland  festzusetzen  sei.  Mit  dem  Ersten  Gesetz
 zur  Änderung  des  Zweiten  Buches  Sozialgesetzbuch  wurde  die  Regelleistung
 der  neuen  Bundesländer  zum  1.  Juli  2006  von  331  Euro  um  14  Euro  auf  345
 Euro  angehoben.  Zum  1.  Juli  2007  wurde  die  Regelleistung  der  Grundsiche-
 rung  für  Arbeitsuchende,  der  Sozialhilfe  und  der  Grundsicherung  im  Alter  und
 bei  Erwerbsminderung  von  345  Euro  auf  347  Euro  erhöht.  Die  passiven  Leis-
 tungen  der  Arbeitslosenversicherung  sind  seit  Beginn  der  16.  Legislaturperiode
 weder gekürzt noch erhöht worden.

 Zum  1.  Juli  2007  wurden  der  aktuelle  Rentenwert  sowie  der  aktuelle  Renten-
 wert  (Ost)  um  jeweils  0,54  Prozent  erhöht.  Für  ein  volles  Jahr  führt  diese  Ren-
 tenanpassung zu Mehrausgaben von rd. 1,2 Mrd. Euro.

 In  der  gesetzlichen  Krankenversicherung  wurden  durch  das  am  1.  April  2007  in
 Kraft  getretene  GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz  (GKV-WSG)  Schutzimp-
 fungen,  Leistungen  zur  medizinischen  Rehabilitation,  medizinische  Vorsorge
 und  Rehabilitation  für  Mütter  und  Väter  sowie  spezialisierte  ambulante  Pallia-
 tivversorgung zu Pflichtleistungen der Krankenkassen.

 Leistungen  der  gesetzlichen  Krankenversicherung  werden  gekürzt,  wenn  sich
 Versicherte  eine  Krankheit  durch  eine  medizinisch  nicht  indizierte  Maßnahme
 wie  z.  B.  eine  ästhetische  Operation,  eine  Tätowierung  oder  ein  Piercing  zuge-
 zogen  haben.  Außerdem  ruhen  die  Leistungen,  wenn  die  Beiträge  wiederholt
 nicht bezahlt werden.

 Die  Leistungen  der  gesetzlichen  Pflegeversicherung  sind  seit  Beginn  der
 16.  Legislaturperiode  nicht  erhöht  oder  gekürzt  worden.  Mit  der  Reform  der
 Pflegeversicherung,  die  sich  in  der  parlamentarischen  Beratung  befindet,  sollen
 die  Leistungssätze  insbesondere  in  der  ambulanten  Pflege  und  für  Demenz-
 kranke  deutlich  erhöht  werden.  Im  Gegenzug  ist  beabsichtigt,  den  Beitrag  zur



Drucksache 16/7400 – 6 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
sozialen  Pflegeversicherung  zum  1.  Juli  2008  um  0,25  Prozent-Punkte  anzuhe-
 ben.

 10.  Wie  hoch  ist  der  jährliche  Verlust  an  landwirtschaftlicher  Nutzfläche  seit
 Beginn  der  14.  Legislaturperiode,  die  aufgrund  der  Nutzung  für  die  Erzeu-
 gung  erneuerbarer  Energien,  durch  Zersiedlung  oder  aus  anderen  Gründen
 für die Produktion von Nahrungsmitteln nicht mehr zur Verfügung steht?

 Angaben  über  die  landwirtschaftlich  genutzten  Flächen  liegen  aus  der  jährlich
 im  Mai  stattfindenden  Bodennutzungshaupterhebung  vor.  Die  landwirtschaft-
 lich  genutzte  Fläche  hat  sich  durch  die  Überführung  in  andere  Nutzungszwecke
 –  z.  B.  Gebäude,  Verkehr,  Erholung,  Naturschutz  –  von  1999  bis  2006  von
 17,15  Mio.  Hektar  auf  16,95  Mio.  Hektar,  also  um  etwa  1  Prozent  verringert
 (siehe Tabelle).

 11.  Wie  hoch  sind  nach  Kenntnis  der  Bundesregierung  die  zusätzlichen  Ein-
 nahmen  bei  der  Mehrwertsteuer,  bedingt  durch  die  gestiegenen  Preise  für
 Lebensmittel bzw. Energie?

 Das  Umsatzsteueraufkommen  wird  durch  die  Konsumausgaben  der  privaten
 Haushalte  bestimmt,  welche  wiederum  vom  verfügbaren  Einkommen  und  der
 Sparquote  abhängen.  Steigende  Preise  für  einzelne  Konsumgüter  verändern
 lediglich  die  Mengenverhältnisse  der  konsumierten  Waren,  haben  aber  keinen
 Einfluss  auf  die  summarischen  privaten  Konsumausgaben  und  damit  auch  nicht
 auf das Umsatzsteueraufkommen.

 12.  Um  welchen  Betrag  müssten  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  die  Löhne
 und  Gehälter  in  Deutschland  steigen,  um  die  bisher  in  der  16.  Legislatur-
 periode beschlossenen Mehrbelastungen zu kompensieren?

 Zwei  Drittel  der  Ausgaben  öffentlicher  Haushalte,  davon  ein  erheblicher  Teil
 Personalausgaben,  werden  für  soziale  Sicherung,  Gesundheit,  Umwelt,  Sport
 und  Erholung,  Wirtschaftsförderung,  Wissenschaft,  Bildung  und  Kultur  ver-
 wendet.  Gesamtwirtschaftlich  sind  damit  keine  Belastungen  der  Bürger  zu-
 gunsten  des  Staates  verbunden.  Lediglich  ein  Viertel  der  Ausgaben  dienen  lau-
 fendem  Sachaufwand  und  öffentlichen  Bauinvestitionen.  Diese  Ausgaben
 haben  sich  zwischen  2002  und  2006  um  nominal  3,5  Prozent  erhöht,  was  real
 zur  Entlastung  der  Bürger  geführt  hat.  Die  Personalausgaben  der  öffentlichen
 Verwaltung  sind  ebenfalls  seit  2002  real  und  seit  2003  sogar  nominal  rückläu-
 fig.  In  der  16.  Legislaturperiode  ist  es  demnach  nicht  zu  Mehrbelastungen  im
 Sinne der Frage gekommen.

 Landwirtschaftlich genutzte Fläche in Mio. Hektar  Jahr 1999  Jahr 2006

 insgesamt  17,15  16,95

 abzüglich

 Nachwachsende Rohstoffe und Energiepflanzen  0,740  1,565

 darunter auf stillgelegten Flächen  0,370  0,396

 Brache (zumeist stillgelegte Flächen)  0,846  0,741

 Sonstige Flächen im Nicht-Nahrungsbereich  0,051  0,048

 zur Erzeugung von Nahrungsmitteln  15,52  14,60
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Anlage zu Frage 1
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